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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /292
15. 06. 04

Mitteilung des Senats vom 15. Juni 2004

Bericht an die Bremische Bürgerschaft über die Tätigkeit der mit Förderaufgaben
beauftragten juristischen Personen des privaten Rechtes für das Jahr 2003 (Belei-
hungsbericht 2003)

Auf der Grundlage des „Gesetzes zur Übertragung von Aufgaben staatlicher För-
derung auf juristische Personen des privaten Rechts“ vom 26. Mai 1998 (Beleihungs-
gesetz) sind öffentlich-rechtliche Verträge mit den Gesellschaften Bremer Investi-
tions-Gesellschaft mbH (BIG), Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförde-
rung und Stadtentwicklung mbH (BIS), bremer arbeit gmbH (bag), Bremerhavener
Arbeit GmbH (BRAG) und Bremer Aufbau-Bank (BAB) abgeschlossen worden, mit
denen den Gesellschaften die Durchführung von einzelnen Programmen der Wirt-
schaftsförderung, der Arbeitsförderung und der Wohnungsbauförderung übertra-
gen worden sind.

Nach § 4 des oben genannten Gesetzes hat der Senat der Bürgerschaft (Landtag)
einmal jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der mit Förderaufgaben beauf-
tragten juristischen Personen des privaten Rechts vorzulegen.

Entsprechend den früheren Beschlüssen der Bremischen Bürgerschaft wurde der
Beleihungsbericht auch in diesem Jahr vorab den zuständigen Fachdeputationen
vorgelegt.

Die Fachdeputationen „Arbeit und Gesundheit“, „Wirtschaft und Häfen“ und „Bau
und Verkehr“ haben den Bericht beraten und folgende Beschlüsse gefasst:

Die staatliche Deputation für Arbeit und Gesundheit (L)
(Beschluss vom 15. April 2004):

1. Die staatliche Deputation für Arbeit und Gesundheit nimmt den Beleihungs-
bericht 2003 zur Kenntnis.

2. Die staatliche Deputation für Arbeit und Gesundheit empfiehlt der Bürger-
schaft (Landtag), den Beleihungsbericht 2003 zur Kenntnis zu nehmen.

Die Deputation für Wirtschaft und Häfen (L)
(Beschluss vom 28. April 2004):

1. Die staatliche Deputation für Wirtschaft und Häfen nimmt den Beleihungs-
bericht 2003 zur Kenntnis.

2. Die staatliche Deputation für Wirtschaft und Häfen empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag), den Beleihungsbericht 2003 zur Kenntnis zu nehmen.

Die staatliche Deputation für Bau und Verkehr (L)
(Beschluss vom 29. April 2004):

Die staatliche Deputation für Bau und Verkehr nimmt den Beleihungsbericht
2003 zur Kenntnis, und ist mit der Weiterleitung an den Senat einverstanden.

Die staatliche Deputation für Umwelt und Energie (L) wird sich am 24. Juni 2004
mit dem Bericht befassen (L). Das Ergebnis der Deputationsbefassung wird unver-
züglich nachgereicht.

Der Beschlussvorschlag lautet:

Die staatliche Deputation für Umwelt und Energie nimmt den Beleihungsbe-
richt 2003 zur Kenntnis, und ist mit der Weiterleitung an den Senat einverstan-
den.

Der Senat legt den „Beleihungsbericht 2003“ vor und bittet die Bürgerschaft (Land-
tag) um Kenntnisnahme.
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Bericht an die Bremische Bürgerschaft

über die Tätigkeit der mit

Förderaufgaben beauftragten juristischen Personen

des privaten Rechtes

für das Jahr

2003

nach § 4 des

„Gesetzes zur Übertragung von Aufgaben

staatlicher Förderung auf

 juristische Personen des privaten Rechts“

vom 26. Mai 1998

(Beleihungsgesetz)

Der Senator für Wirtschaft und Häfen

Der Senator für Bau, Umwelt und Verkehr

Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales
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Abkürzungsverzeichnis

ABM Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

Akquifö Akquisitionskostenzuschuss-Programm

AMST Airbus Material & System Technology-Center Bremen

AP Arbeitsplätze

ATM Asynchroner Transfer Modus (Programm zur Förderung
der Breitbandtechnik)

AuT Arbeit und Technik

B.E.G.IN. Bremer Existenzgründungs-Initiative

BAB Bremer-Aufbau-Bank GmbH

bag bremer arbeit gmbh

BAP Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm

BB Bremische Bürgerschaft

BEOS Betriebs- und Nutzungszentrum für die internationale Raumstation
in Bremen

BIA BIA Bremer Innovations-Agentur GmbH

BIG Bremer Investitions-Gesellschaft GmbH

BIS Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadtent-
wicklung GmbH

BKF Bremer Kapitaldienst Fonds

BRAG Bremerhavener Arbeit GmbH

BSHG Bundessozialhilfegesetz

DAP Dauerarbeitsplätze

DtA Deutsche Ausgleichsbank

KfW KfW Mittelstandsbank

EGZ Eingliederungszuschuss zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmer

ESF Europäischer Sozialfonds

EU Europäische Union

EU-KOM Kommission der Europäischen Union

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

FHB Freie Hansestadt Bremen

FIAF Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei

FuE Forschung und Entwicklung

FuM Film und Medien-Förderung

GA Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“

GAK Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes“

IQL Landesprogramm zur Qualifizierungsförderung von Sozialhilfe-
empfänger/-innen

ISP Investitionssonderprogramm

IuK Informations- und Kommunikationstechnologien

KMU Kleine und Mittlere Unternehmen

LIP Landesinvestitionsförderprogramm

PFAU Programm zur Förderung Anwendungsnaher Umwelttechniken
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RKW RKW Bremen GmbH

PIUS Produktionsintegrierter Umweltschutz

RKW Rationalisierungs- und Innovationszentrum der deutschen Wirtschaft

SAM Beschäftigung und Strukturförderung

SBUV Der Senator für Bau, Umwelt und Verkehr

SfAFGJuS Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales

SWH Der Senator für Wirtschaft und Häfen

t.i.m.e. bremen in t.i.m.e. (telekommunikation informationstechnologie
multimedia und entertainment)

WAP Wirtschaftsstrukturpolitisches Aktionsprogramm

WfG WfG Bremer Wirtschaftsförderung GmbH

WZ Wirtschaftszweig
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Vorbemerkungen

Auf der Grundlage des „Gesetzes zur Übertragung von Aufgaben staatlicher För-
derung auf juristische Personen des privaten Rechts“ vom 26. Mai 1998 (Beleihungs-
gesetz) sind öffentlich-rechtliche Verträge mit der Bremer Investitions-Gesellschaft
mbH (BIG) und der Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförderung und Stadt-
entwicklung mbH (BIS) sowie mit der Bremer Arbeit GmbH und der Bremerhavener
Arbeit GmbH abgeschlossen worden, mit denen den Gesellschaften die Durchfüh-
rung von einzelnen Programmen der Wirtschaftsförderung und der Arbeitsförderung
übertragen worden sind. Nach § 4 des oben genannten Gesetzes hat der Senat der
Bürgerschaft (Landtag) einmal jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der mit För-
deraufgaben beauftragten juristischen Personen des privaten Rechts vorzulegen.

In diesem Bericht für das Jahr 2003 wird über die beliehenen Programme der Wirt-
schaftsförderung (im Teil I), der Arbeitsförderung (im Teil II) und der Wohnungsbau-
förderung (im Teil III) berichtet.

Teil  I

Wirtschaftsförderung

Teil I – Inhaltsverzeichnis

I Beliehene Programme der Wirtschaftsförderung

II Förderprogramme der BIG

Bewilligungen und Auszahlungen für die einzelnen Förderprogramme

Bewilligungen und Auszahlungen (Gesamt)

Von den Ressorts zur Verfügung gestellte Fördermittel

Verpflichtungen für die Folgejahre ab 2004

Programmdurchführungskosten

A Förderprogramme der WFG

1 Gesamtübersicht

2 Programmförderung nach Branchen 2003

3 Förderprogramme des Senators für Wirtschaft und
Häfen

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ (GA) Landesinvestitionsförderpro-
gramm (LIP)
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GA-Infrastruktur

Beratungsförderung

Messeförderung

Markteinführung innovativer Produkte

Außenwirtschaftsförderung

4 Förderprogramm des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit,
Jugend und Soziales

Starthilfefonds

B Förderprogramm der  BIA

1 Gesamtübersicht

2 Technologieförderung nach Branchen

3 Technologieförderung nach Unternehmensgrößenklassen

III Förderprogramme der BIS

Bewilligungen und Auszahlungen für die einzelnen Förderprogramme

Bewilligungen und Auszahlungen (Gesamt)

Von den Ressorts zur Verfügung gestellte Fördermittel

Verpflichtungen für die Folgejahre ab 2004

A Investitions-, Mittelstands-, Gründungsförderung

1 Gesamtübersicht

2 Programmförderung nach Branchen 2003

3 Die Förderprogramme des Senators für Wirtschaft und
Häfen

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ (GA) und Landesinvestitionsförder-
programm (LIP)

GA-Infrastruktur

Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF)
im Zusammenhang mit der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
(GAK) bzw. anderer nationaler Kofinanzierung

Beratungsförderung

Messeförderung

Markteinführung innovativer Produkte

Außenwirtschaftsförderung

4 Das Förderprogramm des Senators für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales

Starthilfefonds

B Technologieförderung

1 Gesamtübersicht

2 Technologieförderung nach Branchen

3 Technologieförderung nach Unternehmensgrößenklassen

Anlage 1: Haushaltszuordnung der Fördermittel
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I Beliehene Programme der Wirtschaftsförderung

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA):

Für Errichtungs-, Erweiterungs- und Verlagerungsinvestitionen sowie Neuansied-
lungen der gewerblichen Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven werden Zu-
schüsse im Rahmen der von der Bundesrepublik Deutschland (Bund und Länder)
und dem Land Bremen getragenen Gemeinschaftsaufgabe gewährt. Ziel ist es,
die Unternehmen bei Investitionen im Rahmen der Gründung, Erweiterung oder
Umstrukturierung zu unterstützen. Besonderer Wert wird dabei auf die Schaffung
und Sicherung von wettbewerbsfähigen und qualifizierten Dauerarbeitsplätzen
gelegt.

Einen Bonus können Antragsteller für die Schaffung zusätzlicher Frauenarbeits-
plätze und für zusätzliche Ausbildungsplätze erhalten.

Landesinvestitionsförderprogramm (LIP):

Kleine und mittlere Unternehmen in Bremen und Bremerhaven können im Rah-
men des Landesinvestitionsförderprogramms Zuschüsse bei der Neuansiedlung,
für Errichtungs-, Erweiterungs- und Verlagerungsinvestitionen erhalten. Wesent-
liche Voraussetzung für das Förderprogramm ist die Schaffung neuer und/oder
die Sicherung bestehender Dauerarbeitsplätze. Besondere Bestandteile des LIP
sind Fördermöglichkeiten für Investitionen an „besonderen Standorten“ (z. B. Grün-
derzentren) sowie Bonusförderungen für die Schaffung neuer Dauerarbeitsplätze
für Frauen und die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze.

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA-
Infrastruktur):

Im Rahmen der GA werden auch wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen geför-
dert, die Neuansiedlung und Errichtungs-, Erweiterungsinvestitionen der Unter-
nehmen unterstützen.

Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF):

Zur Teilfinanzierung von Investitionsvorhaben der gewerblichen Fischwirtschaft,
die die Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der
Aquakultur1) betreffen, können Zuschüsse gewährt werden. Diese setzen sich ge-
nerell aus EU-Strukturfondsmitteln sowie einer nationalen Kofinanzierung zusam-
men.

Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der fischwirtschaftlichen
Unternehmen zu steigern. Die fischwirtschaftlichen Erzeugnisse sollen in Bezug
auf Menge, Qualität und Art des Angebots an die Markterfordernisse angepasst
werden. Außerdem soll ein Beitrag zur Herstellung eines dauerhaften Gleichge-
wichts zwischen Fischereiressourcen und ihrer Nutzung erreicht werden. Förder-
würdig sind Sachinvestitionen, die der Verbesserung der Produktionsbedingungen,
Einhaltung der Hygienestandards und Umweltvorschriften, Verbesserung der Qua-
litätskontrolle, Produktivität, Rentabilität und Wettbewerbsfähigkeit dienen. Wei-
teres Ziel ist die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen.

Beratungsförderung:

Förderziele sind die Unterstützung von Existenzgründern bei der Vorbereitung
der Gründung neuer Unternehmen durch Existenzgründungsberatung und Exis-
tenzfestigungsberatung, die Qualifizierung der Gründer durch das Mastercoaching,
die Beratung bestehender Unternehmen bei der Analyse ihrer Schwachstellen und
die Qualifizierung von Führungskräften und Mitarbeiter/-innen.

Messeförderung:

Messen und Ausstellungen sind ein bedeutendes Instrument der Markterschließung
und der Absatzförderung. Die Beteiligung von Unternehmen an Messen und Aus-
stellungen ist oft ein erster Schritt, um in Kontakt mit Vertretern überregionaler
und ausländischer Märkte zu kommen. Da die mit Messebeteiligungen verbun-
denen, meist erheblichen Kosten, insbesondere für kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) häufig ein deutliches Hindernis darstellen, fördert das Land Bremen
die Teilnahme kleiner und mittlerer Unternehmen an Messen und Ausstellungen
von überregionaler Bedeutung im In- und Ausland.
––––––––
1) Dies ist der Schwerpunktbereich in Bremerhaven. Es können jedoch auch Maßnahmen in

anderen Prioritätsachsen gefördert werden.
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Markteinführung innovativer Produkte und Dienstleistungen:

Große Unternehmen sind aufgrund ihrer Marktposition und besseren Marketing-
organisation eher zur Etablierung neuer Produkte auf den Absatzmärkten in der
Lage als kleine und mittlere Unternehmen (KMU), deren Bekanntheitsgrad oft
gering ist. KMU haben es schwerer, potentielle Nachfrager von ihren Erzeugnis-
sen zu überzeugen. Ziel dieser Förderung ist es, die Erfolgschancen kleiner und
mittlerer Unternehmen bei der Markteinführung innovativer Produkte und Dienst-
leistungen, die zumeist auch mit erheblichen Kosten und Vorleistungen verbun-
den ist, zu verbessern.

Außenwirtschaftsförderung:

An kleine und mittlere Unternehmen (KMU) werden Zuwendungen gewährt mit
dem Ziel, diesen den Zugang zu internationalen Märkten zu erleichtern und sie
bei der Erschließung und Wahrung von Auslandsmärkten zu unterstützen.

Durch die finanzielle Förderung des Landes sollen größenspezifische Nachteile
von KMU abgebaut werden, indem die verhältnismäßig hohen Kosten und Risi-
ken von Auslandsengagements auf ein vertretbares Maß gemindert werden.

Damit soll ein wirksamer Beitrag zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bremi-
scher KMU geleistet und langfristig eine Verbesserung der bremischen Wirtschafts-
struktur erreicht werden. Die Richtlinie erstreckt sich auf Maßnahmen in allen
Ländern mit Ausnahme der EU (inklusive der Beitrittsländer und -kandidaten),
der EWR-Mitgliedstaaten sowie der Schweiz.

Förderprogramm „Verbesserung des Erscheinungsbildes des Gebietes Handelshä-
fen“ (Aufwertung Hafenreviere):

Zur Revitalisierung der von rückläufiger Wirtschaftstätigkeit betroffenen stadtnahen
Hafenreviere auf dem rechten Weserufer (Überseestadt) sollen kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) mit Zuwendungen für die äußere Aufwertung und Wieder-
herstellung ihrer Betriebsstätten und Außenanlagen in diesem Gebiet gefördert
werden. Das Programm ist bis zum 31. Dezember 2004 befristet.

Starthilfefonds:

Der Starthilfefonds ist Bestandteil des beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms
(BAP) des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales.

Mit der Förderung aus dem Starthilfefonds sollen die Risiken, Belastungen und
Erschwernisse ausgeglichen werden, die den Gründerinnen und Gründern von
Kleinunternehmen oder selbstverwalteten und genossenschaftlichen Betrieben ent-
stehen. Der Fonds unterstützt mit Darlehen dort, wo die Instrumente der Wirt-
schaftsförderung den Bedürfnissen dieser Zielgruppe nicht gerecht werden. Gleich-
zeitig soll Arbeitslosen die Chance eröffnet werden, ihre Arbeitslosigkeit über den
Aufbau einer selbständigen Existenz zu beenden.

Akquisitionskostenzuschussprogramm:

Ziel des Programms ist es, zusätzliche Mittel (Drittmittel aus überregionalen Pro-
grammen, beispielsweise der EU) für Forschung und Entwicklung technologisch
wertvoller Projekte zu Gunsten der bremischen Wirtschaft zu erschließen, die FuE-
Tätigkeit zu stimulieren und die Innovationskraft der Unternehmen zu stärken.

Förderung der Breitbandtechnik (ATM):

Dieses Programm zur Förderung breitbandiger Unternehmensprojekte wurde been-
det. Hier werden noch laufende Projekte betreut.

Landesprogramm Arbeit und Technik:

Kleinere und mittlere Unternehmen werden bei der betrieblichen Einführung neuer
Entwicklungen in den Bereichen Technologie, Qualifizierung, Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz gefördert.

AMST (Airbus Material & System Technology-Center Bremen) Teil I:

Im Rahmen dieser Initiative zur Sicherung und Stärkung des Luftfahrzeugbaus-
Standortes Bremen werden ausgehend von dem Produktionsstandort der Airbus
Deutschland GmbH luftfahrzeugbaubezogene Kompetenzzentren in den Berei-
chen Strukturtechnologie und Frachtladesysteme aufgebaut.
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AMST Teil II

Ziel dieses Ergänzungsprogramms ist die Förderung der Entwicklung sowie des
damit verbundenen Kompetenzaufbaus im Bereich Flügelkonstruktionen/Hoch-
auftriebsysteme für den Airbus A 380.

BEOS „Bremen Engineering Operations Science“:

Als Bestandteil sektoraler Wirtschaftspolitik wird im Rahmen dieses Programms
das „Betriebs- und Nutzungszentrum für die internationale Raumstation (ISS)“ in
Bremen gefördert.

Design-Förderung:

Ziel des Programms ist die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit bremischer Unter-
nehmen unter Einbeziehung von Design in die Unternehmenspolitik und das Nahe-
bringen der Bedeutung von Design als wesentliches Element der Wettbewerbsfä-
higkeit.

Film und Medienförderung (FuM):

Ziel dieses Programms ist die Förderung der Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit
kleiner und mittlerer Unternehmen im Film- und Medienbereich in Bremen.

Forschung und Entwicklung (FuE):

Für Forschungs- und Entwicklungsprojekte werden Zuschüsse im Rahmen des
bremischen FuE-Innovationsprogramms gewährt. Ziel des Programms ist es, Un-
ternehmen des Landes Bremen bei der Durchführung von Innovationsmaßnahmen
zu unterstützen. Gegenstand der Förderung sind:

• FuE-Projekte, die Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft durchführen,

• FuE-Kooperationsprojekte, die Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft in
Kooperation mit bremischen Forschungseinrichtungen durchzuführen,

• Machbarkeits- und Konzeptstudien.

Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK):

Die bremischen Unternehmen werden bei Entwicklungen auf dem Gebiet der In-
formations- und Kommunikationstechnologien unterstützt (inzwischen eingestellt
und in das FuE-Programmaufgegangen).

Innovationsassistentenprogramm:

Das Programm dient der Sicherung und Verbesserung der Innovations- und Wett-
bewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen durch Zuschüsse zur unbe-
fristeten Beschäftigung eines Innovationsassistenten (Förderung für zwölf Mona-
te). Der Innovationsassistent ist ein neu einzustellender Absolvent einer Hoch-
bzw. Fachhochschule, der nach seinem Studienabschluss eine Dauerbeschäfti-
gung sucht.

Förderung von Tagungs- und Kongressveranstaltungen:

Mit diesem Programm soll insbesondere kleineren und mittleren Unternehmen
die Teilnahme an außerbremischen Veranstaltungen ermöglicht werden. Das Pro-
gramm ist eingestellt worden.

t.i.m.e. (Telekommunikation, Informationstechnologien, Multimedia und Entertain-
ment):

Hauptgegenstand dieses Programms ist die Stärkung des T.I.M.E.-Sektors, d. h.
Telekommunikation, Informationstechnologie, Multimedia und Entertainment im
Land Bremen. Innerhalb von festgelegten Schwerpunktthemen sollen struktur-
wirksame und für die Standortentwicklung positive Effekte erzielt werden. Es kön-
nen sowohl einzelbetriebliche als auch infrastrukturelle Förderungen ausgespro-
chen werden.

Landesprogramm zur Förderung von Unternehmensgründungen durch Hochschul-
absolventen/-innen und Young Professionals (LPU):

Hochschulabsolventen, die ihr eigenes Unternehmen gründen wollen, werden auf
dem Weg zur eigenen Firma optimal vorbereitet.
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Programm zur Förderung Anwendungsnaher Umwelttechniken (PFAU):

Das Programm zur Förderung anwendungsnaher Umwelttechniken besteht aus
den Teilprogrammen Verbundprojekte, Pilotprojekte, Markterschließungsprojekte,
Einführung von Umweltmanagementsystemen sowie Beratung zu Umweltschutz-
technologien und Umweltrecht. Mit dem Programm wird die Entwicklung umwelt-
freundlicher, vermarktbarer Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen in Unter-
nehmen gefördert. Das Programm orientiert sich am Grundprinzip der FuE-För-
derung.
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Teil  II

Arbeitsförderung

Teil II – Inhaltsverzeichnis:

I. Beliehene Programme der Arbeitsförderung

1. Allgemeine Anmerkungen

2. Ziele und Inhalte der Programme und ihre Zuordnung im Rahmen des
Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms

2.1. Landesprogramm zur ergänzenden Förderung von Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen gemäß § 260 ff. SGB III (Personalkosten, Berufsgenossen-
schaftsbeiträge, Kosten der arbeitsmedizinischen Betreuung/Arbeitssicher-
heit)

2.2. Landesprogramm zur ergänzenden Förderung von Strukturanpassungs-
maßnahmen gemäß § 272 ff. SGB III

2.3. Landesprogramm Ältere in Arbeit – Neue Beschäftigungschancen für
ältere Arbeitnehmer

2.4. Landesprogramm zur Integration von Teilnehmern an Fördermaßnah-
men nach dem SGB III und dem BSHG in unbefristete Arbeitsverhält-
nisse

2.5. Landesprogramm zur Förderung von Arbeitsmarktmaßnahmen durch Zu-
wendungen für Sachkosten

2.6. Landesprogramm zur Förderung von Strukturhilfe für Personalentwick-
lung und Beschäftigung sowie der Förderung von vorzeitiger Vermitt-
lung

2.7. Kommunales Programm „Hilfe zur Arbeit“ nach dem BSHG
zusätzlich: Beratung und Vermittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
nach § 18.4 BSHG (§ 19.1 Programm/Direktvermittlung)

2.8. Landesprogramm zur Qualifizierungsförderung für die bremische Wirt-
schaft. Begleitung von Unternehmensansiedlungen (LAQ)

2.9. Landesprogramm zur Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen des
Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms (BAP) in Bremen und Bre-
merhaven

2.10. Landesprogramm zur Förderung betrieblicher Berufausbildung im Ver-
bund und Unterstützung von Ausbildungspartnerschaften

2.11. Berufsrückkehrerinnenprogramm der Freien Hansestadt Bremen (BRP)

2.12. Arbeitsmarktpolitische  Initiativen  zur  Beratung  von  besonderen  Ziel-
gruppen

3. Übersicht über die Fonds der Arbeitsförderung

II. Fonds der bag

1. Finanzdaten

1.1. Bewilligungen und Auszahlungen für die einzelnen Fonds (bag)

1.2. Von den Ressorts zur Verfügung gestellte Fördermittel (bag)

1.3. Verpflichtungen für die Folgejahre

1.4. Programmdurchführungskosten

2. Leistungsdaten

2.1. Qualifizierungsfonds BAP-Fonds I – bag

2.2. Beschäftigungsförderungsfonds (BAP-Fonds V) – bag

2.3. Kommunaler Beschäftigungsförderungsfonds (BAP-Fonds VI) – bag
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III. Fonds der brag

1. Finanzdaten

1.1. Bewilligungen und Auszahlungen für die einzelnen Fonds (brag)

1.2. Von den Ressorts zur Verfügung gestellte Fördermittel (brag)

1.3. Verpflichtungen für die Folgejahre

1.4. Programmdurchführungskosten

2. Leistungsdaten

2.1. Qualifizierungsfonds BAP-Fonds I – brag

2.2. Beschäftigungsförderungsfonds (BAP-FONDS V) – brag

2.3. Kommunaler Beschäftigungsförderungsfonds (BAP-Fonds VI) – bag
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I Beliehene Programme der Arbeitsförderung

1. Allgemeine Anmerkungen

Die Gesellschaften bremer arbeit gmbh (bag) und Bremerhavener Arbeit GmbH
(brag) haben sich in den jeweiligen Beleihungsverträgen vom Juli 2001 bzw. durch
deren Änderungen im Jahre 2003 zur Durchführung der im folgenden dargestell-
ten zwölf Programme verpflichtet. Das Kommunale Programm „Hilfe zur Arbeit“
nach dem BSHG (Programm 2.7.) wird mit Ausnahme des Programmsegmentes
IQL nur von der bag durchgeführt.

2. Ziele und Inhalte der Programme und ihre Zuordnung im Rahmen des Be-
schäftigungspolitischen Aktionsprogramms (BAP)

Das Berichtswesen (Fach- und BAP-Finanzcontrolling) der Arbeitsförderung im
Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramm (BAP) erfolgt gemäß der Deputations-
beschlüsse vom 22. Mai 2002 bzw. vom 5. Dezember 2002 auf Fonds- und Unter-
fondsebene.

Um eine Kontinuität und Vergleichbarkeit der Berichterstattung zu gewährleisten,
werden im Folgenden die Programme den einzelnen Fonds zugeordnet und in der
weiteren Darstellung entsprechend über die Fonds berichtet.

2.1. Landesprogramm zur ergänzenden Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen gemäß § 260 ff. SGB III (Personalkosten, Berufsgenossenschaftsbei-
träge, Kosten der arbeitsmedizinischen Betreuung/Arbeitssicherheit)

Zielsetzung:

Das Land Bremen fördert allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung durch
Ergänzung der Mittel des Arbeitsamtes mit dem Ziel:

• Arbeitslosigkeit abzubauen,

• die  dauerhafte  und  qualifikationsgerechte  Wiedereingliederung  arbeitsloser
Arbeitnehmer/-innen zu erreichen,

• strukturverbessernde  Maßnahmen  vorzubereiten,  zu  ermöglichen  oder  zu
ergänzen.

Das Programm ist im BAP-Unterfonds V.1 eingestellt.

2.2. Landesprogramm zur ergänzenden Förderung von Strukturanpassungsmaß-
nahmen gemäß § 272 ff. SGB III

Zielsetzung:

Das Land gewährt im Rahmen von Strukturanpassungsmaßnahmen Zuschüsse
zu den Lohnkosten durch Ergänzung der Mittel des Arbeitsamtes. Ziel der Förde-
rung ist die Beschäftigung von schwervermittelbaren Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen u. a. in Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der Umwelt,
zur Verbesserung des Angebotes bei den sozialen Diensten sowie der Jugendhilfe.

Das Programm ist im BAP-Unterfonds V.4 eingestellt.

2.3. Landesprogramm Ältere in Arbeit – Neue Beschäftigungschancen für ältere
Arbeitnehmer

Zielsetzung:

Das Land fördert aus Mitteln des Landes und/oder des Europäischen Sozialfonds
(ESF) Beschäftigungsmöglichkeiten älterer Arbeitnehmer/-innen durch die Gewäh-
rung eines Zuschusses zu den Personalkosten als Ergänzung zu den Mitteln des
Arbeitsamtes. Ziel der Förderung ist es, zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten
für ältere Arbeitnehmer/-innen zu schaffen, um diese möglichst dauerhaft in den
Arbeitsmarkt zu (re-)integrieren und ihre Beschäftigungsfähigkeit, berufliche Kom-
petenz und Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt zu erhalten.

Das Programm ist in BAP-Unterfonds V.3 eingestellt.

2.4. Landesprogramm zur Integration von Teilnehmern an Fördermaßnahmen nach
dem SGB III und dem BSHG in unbefristete Arbeitsverhältnisse

Zielsetzung:

Integrationshilfen  können  in  Form  von  Lohnkostenzuschüssen  an  Arbeitgeber/
-innen geleistet werden. Sie stehen Personen zur Verfügung, die nach Abschluss
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einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme (ABM, SAM, BSHG § 19) oder nach Ab-
schluss einer Berufsausbildung von Arbeitslosigkeit bedroht sind.

Durch Beschluss der staatlichen Deputation für Arbeit und Gesundheit wurde das
Landesprogramm zum 31. Dezember 2003 eingestellt.

Das Programm ist im BAP-Unterfonds V.5 eingestellt.

2.5. Landesprogramm zur Förderung von Arbeitsmarktmaßnahmen durch Zuwen-
dungen für Sachkosten

Zielsetzung:

Das Land gewährt Zuwendungen an Träger arbeitsmarktpolitischer Fördermaßnah-
men zu den sächlichen Kosten, die im Zusammenhang mit der Durchführung von
Beschäftigungsprojekten anfallen.

Das Programm ist im BAP-Unterfonds V.2 eingestellt.

2.6. Landesprogramm zur Förderung von Strukturhilfen für Personalentwicklung
und Beschäftigung sowie der Förderung von vorzeitiger Vermittlung

Zielsetzung:

Gefördert  werden  arbeitsmarktpolitische  Dienstleister  mit  einem  Pauschalbetrag,
die erwerbslose Menschen (Teilnehmer/-innen in Arbeitsbeschaffungs- und Struk-
turanpassungsmaßnahmen sowie im Programm „Hilfen zur Arbeit“ nach § 19.2
BSHG) unter Nutzung beschäftigungspolitischer Instrumente durch professionelle
Personalentwicklung systematisch in das Erwerbsleben integrieren. Voraussetzung
für die Förderung ist, dass die Dienstleister über ein zertifiziertes Qualitätsmanage-
ment verfügen und eine passgenaue Qualifizierung/Praktikumphase für die Teilneh-
mer/-innen sicherstellen.

Das Programm ist in den BAP-Unterfonds V.6 und VI.2 eingestellt.

2.7. Kommunales Programm „Hilfe zur Arbeit“ nach dem BSHG

Zielsetzung:

Im Gegensatz zu den anderen an die Gesellschaft (hier: bag) übertragenen Pro-
gramme wird neben administrativen Aufgaben auch die individuelle Beratung und
Vermittlung von Sozialhilfeempfänger/-innen durch die bag bezogen auf die Ver-
mittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt § 19.1 BSHG vorgenommen. Die Ver-
mittlung in Maßnahmen des zweiten Arbeitsmarktes erfolgt seit dem 1. Januar
2003 durch den Fachdienst Arbeit des Amtes für Soziale Dienste. Das Programm
zur kommunalen Beschäftigungsförderung (Fonds VI des BAP) untergliedert sich
wie folgt in vier Bestandteile (Unterfonds) mit unterschiedlicher Zielsetzung.

— Unterfonds VI.1: Vermittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt (gemäß § 19
Abs. 1 bzw. § 18 Abs. 4 BSHG)

Ziel:

Dieses Programm zur Förderung der Arbeitsaufnahme auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt richtet sich an arbeitsmarktnahe Sozialhilfeempfänger. Neben berufs-
vorbereitenden Qualifizierungen wird durch die Gewährung von Zuschüssen an
Arbeitgeber die Arbeitsaufnahme in Betrieben gefördert.

— Unterfonds VI.2: Vermittlung älterer Sozialhilfeempfänger/-innen in den zwei-
ten Arbeitsmarkt (gemäß §19.2 BSHG)

Ziel:

Dieses Programm richtet sich an Sozialhilfeempfänger/-innen, für die eine Arbeits-
aufnahme in Betrieben zurzeit nicht in Frage kommt. Über verschiedene Förder-
instrumente (gemeinnützige Beschäftigung auf „Prämienbasis“, Qualifizierung;
Vermittlung in sozialversicherungspflichtige, gemeinnützige/zusätzliche Beschäf-
tigung) wird eine Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt vorgenommen. Die Qualifi-
zierungs- und Beschäftigungsangebote werden aus kommunalen Mitteln gefördert.

— Unterfonds VI.3: Jugendprogramm

Ziel:

Dieses Programm richtet sich gezielt an die Altergruppe der 18- bis unter 26-jäh-
rigen Sozialhilfeempfänger/-innen. Aus der Beratung heraus werden junge Men-
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schen in Stabilisierungs-, Vorqualifizierungs- und Berufsorientierungsprojekte ver-
mittelt, die über kommunale Mittel finanziert werden. Ziel ist die Erarbeitung
einer realistischen Berufsperspektive, angestrebt wird neben der Arbeitsaufnahme
in vielen Fällen der Übergang in Ausbildungsverhältnisse, um eine dauerhafte Ab-
lösung aus der Sozialhilfe zu erreichen.

— Unterfonds VI.4: Erwerb von Berufsabschlüssen für Sozialhilfeempfänger/-in-
nen in Bremen und Bremerhaven (IQL)

Ziel:

Dieses Programm richtet sich an Sozialhilfeempfänger/-innen, die durch die Teil-
nahme an einer über die Arbeitsverwaltung geförderten Umschulung einen Berufs-
abschluss erwerben wollen. Die Förderung der Person selbst erfolgte durch die
Vergabe eines Arbeitsvertrags (bis Mitte 2002) bzw. durch die Zahlung eines Bil-
dungsgeldes (ab 1. August 2002) aus kommunalen bzw. Landesmitteln. Aufgrund
der geringen Beteiligung am Programm in 2003 wurde die Förderung von Neufäl-
len zum 31. Dezember 2003 eingestellt.

2.8. Landesprogramm zur Qualifizierungsförderung für die bremische Wirtschaft.
Begleitung von Unternehmungsansiedlungen (LAQ)

Zielsetzung:

Das Landesprogramm unterstützt Unternehmen bei der Qualifizierung und Personal-
entwicklung ihrer neuen Belegschaften in den ersten zwei Jahren nach der An-
siedlung. Die maximale Förderdauer für den einzelnen Beschäftigten beträgt drei
Monate. Die Betriebe beteiligen sich mit 50 % an den Qualifizierungsausgaben.

Das Programm ist eingestellt in den BAP-Unterfonds I.3.

2.9. Landesprogramm zur Förderung von Qualifizierungsmaßnahmen im Rah-
men des Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms (BAP) in Bremen und
Bremerhaven

Zielsetzung:

In einem jährlichen Wettbewerbsaufruf werden Qualifizierungsangebote für Be-
schäftigte und Arbeitssuchende ausgewählt und gefördert. Die Förderschwerpunkte
richten sich nach zentralen Feldern der Wirtschaftsförderung und berücksichti-
gen Bedarfe besonderer Zielgruppen. Die Qualifizierungsoffensive wird ferner ver-
zahnt mit anderen Programmen, z. B. mit dem Landesprogramm Bremen in T.I.M.E.
Parallel werden Projekte und aktuelle Sonderuntersuchungen gefördert, die tech-
nik-, branchen- und zielgruppenbezogen regionale Bedarfe und Anforderungen
der beruflichen Qualifizierung sowie zukünftiger Trends ermitteln.

Das Programm ist eingestellt in den BAP-Unterfonds I.1, I.3, I.4 und I.6.

2.10. Landesprogramme zur Förderung betrieblicher Berufsausbildung im Ver-
bund und Unterstützung von Ausbildungspartnerschaften

Zielsetzung:

Gefördert werden duale Ausbildungen im Verbund von Unternehmen. Pro Ver-
bund ist grundsätzlich der erhöhte Koordinieraufwand von bis zu drei Ausbildungs-
plätzen förderfähig. Zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze werden ferner
Ausbildungspartnerschaften von Betrieben, Berufsschulen und sonstigen Partnern
unterstützt.

Das Programm ist eingestellt in den BAP-Unterfonds I.5.

2.11. Berufsrückkehrerinnenprogramm der Freien Hansestadt Bremen (BRP)

Zielsetzung:

Das Programm richtet sich an arbeitsmarktpolitische Dienstleister, die Qualifizie-
rungsmaßnahmen für Berufrückkehrer/-innen anbieten. Frauen erhalten die Mög-
lichkeit einer Bildungsbeihilfe. Diese wird in dieser Form kaum noch in Anspruch
genommen, weil die Leistungen inzwischen nach dem SGB III anerkannt und ge-
fördert werden. Frauenförderung mit besonderer Berücksichtigung von berufstäti-
gen Frauen und Berufsrückkehrerinnen ist allerdings ein eigenständiger übergrei-
fender Gesichtspunkt aller Qualifizierungsprogramme.

Das Programm ist eingestellt in den BAP-Unterfonds I.1., I.2., I.3, I.4, I.5, I.6.
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2.12. Arbeitsmarktpolitische Initiativen zur Beratung von besonderen Zielgrup-
pen

Zielsetzung:

Diese Initiativen richten sich an Jugendliche, Frauen und Arbeitssuchende mit
dem Ziel, sie bei der Berufswahlentscheidung zu unterstützen und in den ersten
Arbeitsmarkt zu integrieren. Über die Vorhaben wird im Zuge eines Wettbewerbs-
aufruf entschieden

Das Programm ist eingestellt in den BAP-Unterfonds I.2.

Der folgende Bericht ist in Anlehnung an die bisher schon durchgeführte Bericht-
erstattung auf der Basis des Beschäftigungspolitischen Aktionsprogramms (BAP)
gebildeten Fonds der Arbeitsförderung (siehe nachfolgende Übersicht) aufgebaut.

Der Deputation für Arbeit und Gesundheit wird in ihrer Sitzung im Juni ein Fach-
controllingbericht 2003 vorgelegt werden, in dem auf Basis von Kennziffern über
Mengengerüste, Wirksamkeits- und Wirtschaftlichkeitsdaten differenziert nach bag
und brag berichtet werden wird.

Auf dieser Grundlage werden in zukünftigen Beleihungsberichten weitere Leis-
tungsdaten dargestellt werden können.

Gegenüber den Leistungsdaten des Vorjahres können im vorliegenden Beleihungs-
bericht bereits geschlechtsspezifische Quoten in den Fonds/Programmen ausge-
wiesen werden, in denen eine personenbezogene Förderung erfolgt.



— 44 —



— 45 —



— 46 —



— 47 —



— 48 —



— 49 —



— 50 —



— 51 —



— 52 —



— 53 —

Teil  III

Wohnungsbauförderung

Teil III – Inhaltsverzeichnis:

1. Allgemeine Anmerkungen

2. Ziele der Wohnraumförderung

3. Rechtsgrundlagen für die Wohnraumförderung

4. Aufgaben der Bremer Aufbau-Bank GmbH im Rahmen der Wohnraumförde-
rung

5. Übersicht über die Förderprogramme/Förderungswege

1. Allgemeine Anmerkungen

Die Förderaufgaben im Bereich des Wohnungsbaus wurden zum 1. Juli 2003 auf
die Bremer Aufbau-Bank GmbH übertragen. Bis zum 30. Juni 2003 wurden diese
Aufgaben in der Stadtgemeinde Bremen vom Amt für Wohnung und Städtebau-
förderung und in der Stadtgemeinde Bremerhaven vom dortigen Amt für Bauför-
derung durchgeführt.

Bei der Bremer Aufbau-Bank GmbH werden die Durchführungsaufgaben in einer
zu diesem Zweck neu gegründeten Abteilung „Wohnungsbauförderung“ ausge-
übt. Die Steuerungsaufgaben auf Landesebene und im kommunalen Bereich wer-
den durch den Senator für Bau, Umwelt und Verkehr wahrgenommen.

Bei den Förderaufgaben handelt es sich sowohl um Aufgaben des Landes Bremen
als auch um Aufgaben der beiden Stadtgemeinden. Daher sind die Förderaufga-
ben durch insgesamt drei Beleihungsverträge übertragen worden. Das Land Bre-
men hat seine Förderaufgaben gemäß dem Beleihungsgesetz auf die Bremer In-
vestitions-Gesellschaft übertragen, die diese Aufgaben im Einvernehmen mit dem
Senator für Bau, Umwelt und Verkehr weitergegeben hat. Die kommunalen Auf-
gaben sind gemäß § 44 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung durch die Stadtge-
meinden unmittelbar auf die Bremer Aufbau-Bank GmbH übertragen worden.

Die Bremer Aufbau-Bank GmbH hat die Förderaufgaben im Bereich des Woh-
nungsbaus nicht das volle Kalenderjahr durchgeführt, sondern nur im zweiten
Halbjahr. Dieser Zeitraum bedeutete eine Übergangsphase sowohl für die Bremer
Aufbau-Bank GmbH als auch für den Senator für Bau, Umwelt und Verkehr. Die-
se Zeit war geprägt durch den Aufbau und die Weiterentwicklung organisatori-
scher, personeller und technischer Strukturen. Dabei hatte die Fertigstellung des
neuen EDV-Programms und weitere einmalige Aufgaben im Rahmen der Über-
tragung der einzelnen Aufgaben besonderes Gewicht. Aus diesem Grunde kön-
nen für das Jahr 2003 noch keine repräsentativen Daten zur Durchführung der
Aufgaben und zu den Kosten genannt werden. Es ist beabsichtigt, im Beleihungs-
bericht für 2004 detailliert Stellung zu nehmen.

2. Ziele der Wohnraumförderung

Die Wohnraumförderung leistet einen wesentlichen Beitrag zur Steigerung der
Attraktivität Bremens als Lebens-, Wohn- und Wirtschaftsstandort. Sie hat zum
Ziel die Umlandwanderung einzudämmen, indem städtische Nachbarschaften als
Wohnstandort stabilisiert, ältere Wohnquartiere zur Erhaltung ihrer Attraktivität
aufgewertet und ausreichende Angebote im Eigentumsbereich insbesondere im
Innenbereich entwickelt werden. In diesem Zusammenhang soll insbesondere für
Familien Wohnraum bereitgestellt werden und auch die Bildung von Wohneigen-
tum im Wohnungsbestand stärker akzentuiert werden. Dabei sollen für Modell-
vorhaben besondere Anreize geboten werden.

Neben diesem wichtigen Zweck legt das Wohnraumförderungsgesetz einen gesetz-
lichen Auftrag für die Wohnraumförderung fest. Danach dient die soziale Wohnraum-
förderung vorrangig dazu, Haushalte mit Zugangsschwierigkeiten zum Wohnungs-
markt mit Wohnraum zu versorgen. Die Wohnraumförderung hat die Aufgabe, für
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diese Personenkreise Wohnraum zu tragbaren Mieten bzw. Belastungen im Ei-
gentumsbereich bereitzustellen. Für diesen Zweck stellt der Bund aufgrund von
Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes in jährlichen Verwaltungsvereinbarungen
Bundesfinanzhilfen bereit, die dem Barwert nach in gleicher Höhe komplemen-
tiert werden müssen (Mindestprogramm).

Beide Zielsetzungen, nämlich die Eindämmung der Umlandwanderung und der
bundesgesetzliche Versorgungsauftrag, werden bei der Auswahl der in den Wohn-
raumförderungsprogrammen geförderten Objekte in Einklang gebracht. Die jähr-
lichen Wohnraumförderungsprogramme von der staatlichen und städtischen De-
putation für Bau und Verkehr beschlossen. Die Einhaltung dieser Vorgaben wird
durch den Senator für Bau, Umwelt und Verkehr im Rahmen der Steuerung der
Wohnraumförderung durch die Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.

3. Rechtsgrundlagen für die Wohnraumförderung

Die Wohnraumförderung zeichnet sich im Gegensatz zu anderen staatlichen För-
derinstrumenten dadurch aus, dass die Förderungsmodalitäten durch Bundesge-
setze stark reglementiert sind. Dabei hat es zum 1. Januar 2002 mit dem In-Kraft-
Treten des Wohnraumförderungsgesetzes eine bedeutende Zäsur mit wesentlichen
Vereinfachungen gegeben.

Bis zum Jahr 2001 waren die rechtlichen Grundlagen im Zweiten Wohnungsbauge-
setz, dem Wohnungsbindungsgesetz, in der Zweiten Berechnungsverordnung und
in der Neubaumietenverordnung geregelt.

Diese Rechtslage hat ab 2002 für den Wohnungsbestand nicht ihre Gültigkeit ver-
loren, sondern besteht für den nach diesen Regelungen geförderten Wohnraum
fort. Wegen der langen Bindungsdauer (in der Regel 38 Jahre ab Bezugsfertigkeit)
hat sie noch eine erhebliche Bedeutung bei der Abwicklung der Förderungsver-
hältnisse (siehe auch unten unter Nr. 4).

4. Aufgaben der Bremer Aufbau-Bank GmbH im Rahmen der Wohnraumförde-
rung

Die einzelnen Programme, die die Bremer Aufbau-Bank GmbH durchführt, erge-
ben sich aus der Aufstellung unter Nr. 5).

Die Bremer Aufbau-Bank GmbH bewilligt diese Förderungsmittel nach den Vor-
gaben der Beschlüsse der staatlichen und städtischen Deputation für Bau und Ver-
kehr sowie des Magistrats der Stadt Bremerhaven, setzt sie gegebenenfalls neu
fest und zahlt sie daraufhin aus.

Daneben ist die Verwaltung der Förderungsverhältnisse ein weiterer Aufgaben-
schwerpunkt. Das beruht darauf, dass das Ziel der Wohnraumförderung nicht
allein der Bau bzw. die Modernisierung von Wohnungen ist, sondern die Versor-
gung der Bevölkerung mit Wohnraum zentraler Leitgedanke des gesetzlichen Auf-
trages des Wohnraumförderungsgesetzes ist (siehe oben Nr. 2). Aus diesem Grun-
de werden mit der Bewilligung der Förderungsmittel entsprechend den gesetzli-
chen Vorgaben immer auch Belegungsbindungen und im Mietwohnungsbereich
auch  Mietbindungen  begründet,  die  je  nach  Förderart  zwischen  zehn  und  rd.
38 Jahren liegen. Über diesen Zeitraum kommt der Förderungsnehmer in den Ge-
nuss von zinsverbilligten Darlehen und/oder laufenden Zuschüssen, so dass über
die reine Bewilligung und Auszahlung hinaus weitere Abwicklungstätigkeiten an-
fallen.  Dabei  ist  die  Auszahlung  der  einkommensabhängigen  Aufwendungszu-
schüsse im Rahmen des Mietgrenzensystems von besonderer Bedeutung.

Daneben gibt es weitere Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Wohnraum-
förderung stehen, aber keine Förderaufgaben der Bremer Aufbau-Bank GmbH im
Bereich der Wohnraumförderung sind. So werden die Wohnberechtigungsscheine,
wie in anderen Ländern auch, nicht von der Bremer Aufbau-Bank GmbH, son-
dern weiterhin von den kommunalen Behörden, erteilt. Das sind das Amt für Woh-
nungswesen (früher Amt für Wohnung und Städtebauförderung) in der Stadtge-
meinde Bremen und das Amt für Bauförderung in Bremerhaven. Ebenso werden
von den kommunalen Behörden die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten und
die Überwachung der Zweckbindung wie z. B. Freistellungen von den Belegungs-
bindungen bearbeitet.
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5. Übersicht über die Förderprogramme/Förderungswege

Nachfolgend sind alle Förderprogramme/Förderungswege aufgeführt, aus denen
Förderungsmittel entweder noch gewährt werden oder die sich noch in der Ab-
wicklung befinden. Bei den Förderungsmitteln handelt es sich um zinslose oder
zinsverbilligte Darlehen um laufende – teilweise einkommensabhängige – Auf-
wendungszuschüsse sowie Bürgschaften.
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